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Sehr geehrte Mandanten,

in der Praxis ist es ein oft übersehenes Problem, dass freige-

bige Zuwendungen jenseits der persönlichen Freibeträge der Schen-

kungsteuer unterliegen. Gerade wenn kein verwandtschaftliches Ver-

hältnis besteht, gibt es nur einen Freibetrag von 20.000 Euro. Dieser

gilt auch für nichteheliche Lebensgemeinschaften. Da kann dann schon

mal Schenkungsteuer anfallen. Umso interessanter daher eine Ent-

scheidung des FG Hamburg vom 12.6.2018 (Az: 3 K 77/17).

Vereinfacht gesagt ging es dabei um Folgendes: Ein Mann hatte seine

Freundin mit auf eine fünfmonatige Weltreise in der Luxuskabine eines

schicken Kreuzfahrtschiffes genommen. Die Kosten für den Spaß lagen

bei rund 500.000 Euro. Die Rechnung des Fiskus war einfach: Hinsicht-

lich der hälftigen Kosten sahen die Finanzbeamten eine Schenkung an

die Freundin, sodass ordentlich Schenkungsteuer anfallen sollte.

Das Gericht kam jedoch zu einem anderen Ergebnis. Zwar hat der Mann

seiner Freundin ein eigenes Forderungsrecht gegenüber dem Reisever-

anstalter eingeräumt. Dadurch ist die Dame jedoch nicht bereichert.

Die Zuwendung ist nämlich nicht freigebig, weil sie ihn als Gegen-

leistung ja schließlich auch begleiten muss! Die "Mitnahme" auf den

Luxusdampfer ist daher mangels Bereicherung keine Schenkung. Nach

Auffassung des Gerichts ist durch das Erleben der Reise keine Vermö-

gensmehrung eingetreten, denn die Begleitung erschöpft sich vielmehr

auf den gemeinsamen Konsum des Luxustrips.

Anders verhält es sich beim Konsum unserer Steuertipps. Diese haben

für Sie definitiv einen Bereicherungswert, jedoch ebenfalls ohne Schen-

kungsteuerbelastung.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.10.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.10. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Oktober 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Oktober 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.10.2018.

Anmerkung: In Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen ist der 31.10.2018 ein Feiertag (Refor-

mationstag). Aus diesem Grund sind die Sozialversicherungsbeiträge 

für Oktober in diesen Bundesländern bereits bis zum 26.10.2018 (Frei-

tag) zu zahlen. Die Beitragsnachweise müssen bis zum 24.10.2018 

(Mittwoch) vorliegen.

Ehe für alle: Splittingtarif rückwirkend für alle Jahre 
seit 2001 

Eingetragenen Lebenspartnern, die ihre Lebenspartnerschaft in eine 

Ehe haben umwandeln lassen, kann rückwirkend ab dem Zeitpunkt der 

Begründung der Lebenspartnerschaft der für Eheleute vorgesehene 

Splittingtarif zu gewähren sein. Dies jedenfalls meint das Finanzgericht 

(FG) Hamburg, das gegen sein entsprechendes Urteil allerdings die Re-

vision zum Bundesfinanzhof zugelassen hat.

Die Kläger hatten nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Eingetrage-

ne Lebenspartnerschaft (Lebenspartnerschaftsgesetz) am 01.08.2001 

im Jahr 2001 eine Lebenspartnerschaft begründet, die sie nach Inkraft-

treten des Eheöffnungsgesetzes (EheöffnungsG) im November 2017 in 

eine Ehe umwandelten. Nach der gesetzlichen Regelung ist der Tag der 

Begründung der Lebenspartnerschaft nach der Umwandlung in eine 

Ehe für die Rechte und Pflichten der Partner maßgeblich.

Weil die Zusammenveranlagung nach dem Splittingtarif in vielen Fäl-

len zu einer Verringerung der Steuerlast führt, beantragten die Kläger 

die für Eheleute vorgesehene Zusammenveranlagung nachträglich für 

alle Jahre seit Beginn ihrer Lebenspartnerschaft, also ab 2001. Weil bei-

de Partner bis in das Jahr 2012 bereits mit bestandskräftigen Beschei-

den jeweils einzeln zur Einkommensteuer veranlagt worden waren, 

lehnte das Finanzamt die – rückwirkende – Zusammenveranlagung ab. 

Dem ist das FG Hamburg nicht gefolgt und hat der Klage stattge-

geben. Das EheöffnungsG bestimme in Artikel 3 Absatz 2, dass nach 

der Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe für die Rech-

te und Pflichten der Lebenspartner der Tag der Begründung der Le-

benspartnerschaft maßgebend sei. Nach der Umwandlung seien die 

Lebenspartner so zu stellen, als ob sie am Tag der Begründung der Le-

benspartnerschaft geheiratet hätten.

Das EheöffnungsG sei ein außersteuerliches Gesetz und damit grund-

sätzlich geeignet, ein rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 175 Absatz 

1 Satz 1 Nr. 2 der Abgabenordnung darzustellen, das eine Änderung 

der bestandskräftigen Einkommensteuerbescheide ab 2001 rechtferti-

ge. Diese Rückwirkung sei direkt aus Artikel 3 Absatz 2 EheöffnungsG 

herzuleiten. Die Bestandskraft sei kein derart tragendes Prinzip des 

Rechts, dass eine Änderung bestandskräftiger Bescheide infolge einer 

Gesetzesänderung in jedem Fall einer ausdrücklichen gesetzlichen An-

ordnung der Rückwirkung bedürfe. 

FG Hamburg, Urteil vom 31.07.2018, 1 K 92/18, nicht rechtskräftig

Grundsteuerreform: Finanzamts-Adressdaten nicht 
aktuell

Unabhängig von dem jeweiligen Reformmodell müssen bei der Re-

form der Grundsteuer noch weitere Parameter beachtet werden. Dazu 

zählen nach Angaben der Bundesregierung in ihrer Antwort (BT-Drs. 

19/3821) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (BT-Drs. 19/3623) 

auch die Adressdaten in den Datenbeständen der Finanzämter. Diese 

Adressdaten seien überwiegend nicht aktuell.

Grund dafür sei, dass die Datenbestände seit der letzten Hauptfest-

stellungszeitpunkt (alte Länder 1964, neue Länder 1935) nur anlass-
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bezogen wie zum Beispiel bei einem Eigentümerwechsel bearbeitet 

worden seien.

Aufgrund eines Verfassungsgerichtsurteils muss bis 31.12.2019 eine 

Neuregelung der Grundsteuer erfolgen. Dazu sei inzwischen eine 

Bund- und länderoffene Arbeitsgruppe für mehrere Arbeitsbereiche 

geschaffen worden, geht aus der Antwort der Regierung hervor. 

Deutscher Bundestag, PM vom 23.08.2018

Solidaritätszuschlag ist bei Hinterziehung zu  
verzinsen

Hinterzogener Solidaritätszuschlag ist nach § 235 Abgabenordnung 

(AO) zu verzinsen. Die Verzinsung ist auch nicht verfassungswidrig. 

Dies hat das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg entschieden. Der 

Solidaritätszuschlag sei eine (Zuschlag-)Steuer und damit eine Steuer 

im Sinne des § 235 AO.

Der Kläger wendet sich gegen die Festsetzung von Hinterziehungszin-

sen auf den Solidaritätszuschlag zur Einkommensteuer für die Jahre 

2001 bis 2010. Er entrichtete aufgrund einer Selbstanzeige den für die 

genannten Jahre entstandenen, von ihm hinterzogenen Solidaritätszu-

schlag nach. Der Beklagte setzte Zinsen auf den hinterzogenen Solida-

ritätszuschlag für die Jahre 2001 bis 2010 nach § 235 AO fest.

Laut FG hat der Beklagte den Kläger zutreffend zur Zahlung von Hin-

terziehungszinsen auf den Solidaritätszuschlag für die Jahre 2001 bis 

2010 verpflichtet. Denn die Voraussetzungen des § 235 Absatz 1 AO 

lägen vor. Danach seien hinterzogene Steuern von demjenigen zu ver-

zinsen, zu dessen Vorteil die Steuern hinterzogen worden sind. Vor-

liegend habe der Kläger, was zwischen den Beteiligten nicht im Streit 

steht, den von ihm zu entrichtenden Solidaritätszuschlag in den Jahren 

2001 bis 2010 vorsätzlich verkürzt. Der „Soli“ sei eine Steuer im Sin-

ne des § 235 AO, der demzufolge zu verzinsen sei, wenn er verkürzt 

wurde. 

Der Begriff der Steuer werde für den Anwendungsbereich der AO als 

Geldleistung definiert, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere 

Leistung darstellt und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen 

zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt wird, bei denen der Tat-

bestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Diese 

Kriterien erfülle der Solidaritätszuschlag. Der Charakter des „Soli“ als 

Ergänzungsabgabe stehe dieser Einordnung nicht entgegen. Eine Er-

gänzungsabgabe sei nach der insoweit maßgeblichen Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts eine Steuer vom Einkommen (Be-

schluss vom 09.02.1972, 1 BvL 16/69; allgemein bekräftigt durch Be-

schluss vom 08.09.2010, 2 BvL 3/10). Das werde durch den Wortlaut 

der Regelung der Ertragshoheit in Artikel 106 Absatz 1 Grundgesetz be-

stätigt, wonach der Ertrag der Finanzmonopole und das Aufkommen 

der folgenden „Steuern“ dem Bund zustehen soll und sodann unter Nr. 

6 die Ergänzungsabgabe aufgeführt wird.

Die gegen diese Auslegung vom Kläger geäußerten verfassungsrecht-

lichen Bedenken überzeugten das FG nicht. Insbesondere komme kein 

Verstoß gegen Artikel 103 Absatz 2 GG in Betracht. Artikel 103 Absatz 

2 GG garantiere die Gesetzesbestimmtheit der staatlichen Strafge-

walt. Bei der hier in Rede stehenden Festsetzung von Zinsen aufgrund 

§ 235 AO handele es sich aber ersichtlich nicht um eine Strafcharakter 

tragende Maßnahme. Vielmehr bezwecke die Festsetzung der Hinter-

ziehungszinsen ebenso wie die nachträgliche Erhebung der hinterzoge-

nen Steuern die Gleichmäßigkeit der Besteuerung, indem der Vorteil 

ausgeglichen wird, der in der verspäteten Zahlung der hinterzogenen 

Steuern liegt.

Der Kläger hat gegen das Urteil des FG Nichtzulassungsbeschwer-

de eingelegt. Diese hat der Bundesfinanzhof mit Beschluss vom 

03.05.2017 als unbegründet zurückgewiesen.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25.11.2016, 1 K 9084/15, 

rechtskräftig

Investmentfonds-Datenbank: BaFin plant  
Erweiterung

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) plant eine 

Erweiterung der Investmentfonds-Datenbank.

Wie die Wirtschaftsprüferkammer mitteilt, sollen zukünftig neben den 

vertriebsberechtigten Publikums-Investmentvermögen auch alle an-

deren aktiven Investmentfonds angezeigt werden, die in Deutschland 

aufgelegt wurden, das heißt auch Spezial-AIF (Alternative Investment-

fonds) und Investmentvermögen, die nicht vertriebsberechtigt sind.

Die Änderungen sollen frühestens zum 01.10.2018 umgesetzt sein. 

Wirtschaftsprüferkammer, PM vom 24.08.2018
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Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen:  
Neues Schreiben des BMF

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein Schreiben zu Mitteilungs-

pflichten bei Auslandsbeziehungen nach § 138 Absatz 2 und § 138b 

der Abgabenordnung (AO) in der Fassung des Steuerumgehungsbe-

kämpfungsgesetzes erlassen.

Nach dem Schreiben gilt die Textziffer 1.3.1.3 „150.000-Euro-Grenze“ 

des BMF-Schreibens zu diesen Mitteilungspflichten mit Wirkung vom 

01.01.2018 in der folgenden Fassung:

„Für die Ermittlung der 150.000-Euro-Grenze sind die Anschaffungs-

kosten aller – also auch mittelbarer – Beteiligungen im Sinne des § 138 

Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 AO zu berücksichtigen. Die Anschaffungskosten 

früher erworbener Beteiligungen sind ebenfalls in die Berechnung ein-

zubeziehen.

Der Erwerb oder die Veräußerung von börsennotierten Beteiligungen 

an einer Gesellschaft von weniger als einem Prozent muss trotz Über-

schreitens der 150.000-Euro-Grenze nicht mitgeteilt werden, wenn 

mit der Hauptgattung der Aktien der ausländischen Gesellschaft ein 

wesentlicher und regelmäßiger Handel an einer Börse in einem EU-/

EWR-Staat oder an einer in einem anderen Staat nach § 193 Absatz 1 

Nr.2 und 4 Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) von der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zugelassenen Börse stattfindet. 

Für die Ermittlung der Ein-Prozent-Grenze sind die gehaltenen Betei-

ligungen zu berücksichtigen. Wird die 150.000-Euro-Grenze mittels 

börsennotiertem Erwerb beziehungsweise Veräußerung überschritten, 

sodass deshalb keine Meldepflicht besteht, und folgt darauf ein Erwerb 

beziehungsweise eine Veräußerung, der beziehungsweise die nicht un-

ter Satz 1 fällt, ist der vorangegangene börsennotierte Erwerb bezie-

hungsweise die Veräußerung hinsichtlich der 150.000-Euro-Grenze 

außer Betracht zu lassen.

Die aktuelle Liste der nach § 193 Absatz 1 Nr. 2 und 4 KAGB zugelas-

senen Börsen ist auf der Internetseite der BaFin abrufbar (derzeit: htt-

ps://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungs-

entscheidung/WA/ae 080208 boersenInvG.html).“

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 18.07.2018, IV B 5 - S 

1300/07/10087

Kindergeld: Approbation des Kindes muss nicht  
entgegenstehen

Für ein Kind, das sein Medizinstudium erfolgreich mit der Ärztlichen 

Prüfung abgeschlossen hat, kann dennoch weiterhin ein Anspruch 

auf Kindergeld bestehen, wenn es eine Qualifizierung zum Facharzt 

anstrebt und sich insofern in der Übergangszeit zwischen zwei Aus-

bildungsabschnitten befindet. Dies zeigt ein vom Finanzgericht (FG) 

Thüringen entschiedener Fall.

Der Kläger erhielt für seinen 1991 geborenen Sohn, der Medizin studier-

te, laufend Kindergeld. Nachdem dieser sein 25. Lebensjahr vollendet 

hatte, überprüfte die Beklagte die Kindergeldfestsetzung. Der Kläger 

teilte ihr unter Vorlage des Arbeitsvertrages mit, dass sein Sohn seit 

dem 01.02.2016 als Arzt in Weiterbildung zum Facharzt für Neurochi-

rurgie in Vollbeschäftigung angestellt ist. Die Ärztliche Prüfung hatte 

der Sohn des Klägers im November 2015 bestanden. Die Beklagte hob 

daraufhin die Kindergeldfestsetzung für den Zeitraum vom 01.12.2015 

bis 30.04.2016 auf und forderte das überzahlte Kindergeld vom Kläger 

zurück. Der Kläger griff die Aufhebung der Kindergeld-Festsetzung für 

die Monate Dezember 2015 bis Januar 2016 an. Er führte an, sein Sohn 

habe sich in einer Übergangszeit zwischen zwei Ausbildungsabschnit-

ten befunden, weil die Qualifizierung zum Facharzt eine Ausbildung 

darstelle.

Das FG Thüringen gab der Klage statt. Entgegen Abschnitt 15.10 Absatz 

12 der Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuer-

gesetz (2017), wonach die Ausbildung zum Arzt mit dem Bestehen der 

Ärztlichen Prüfung endet, sei der Anspruch auf Kindergeld im streitigen 

Zeitraum nicht ausgeschlossen. Zwar habe der Sohn des Klägers mit 

dem Bestehen der Ärztlichen Prüfung ein Erststudium im Sinne des § 

32 Absatz 4 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) abgeschlossen. Bis 

zur Aufnahme der Assistenzarzttätigkeit in Vollzeit habe er sich aber 

nach § 32 Absatz 4 Nr. 2b EStG in einer Übergangszeit zwischen zwei 

Ausbildungsabschnitten befunden, weil dessen Qualifizierung zum 

Facharzt als integraler Bestandteil des angestrebten Berufsziels Neu-

rochirurg anzusehen und insoweit die erstmalige Berufsausbildung 

nach § 32 Absatz 4 Nr. 2a EStG noch nicht abgeschlossen gewesen sei.

Finanzgericht Thüringen, Urteil vom 27.03.2018, 2 K 308/17
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Zur Anfechtbarkeit einer Kindergeld-Ablehnung

Wer in Bezug auf das Kindergeld einen Ablehnungsbescheid der Fa-

milienkasse erhält, kann dagegen Einspruch einlegen. Voraussetzung 

ist, dass der Einspruch innerhalb der einmonatigen Rechtsbehelfsfrist 

eingelegt wird. Gerade in Kindergeldfällen scheint es jedoch häufig 

der Fall zu sein, dass die Einspruchsfrist versäumt wird. Selbst wenn 

jedoch der Ablehnungsbescheid für das Kindergeld definitiv zu Unrecht 

ergangen ist, ist ein Einspruch nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist nicht 

mehr möglich. Im schlimmsten Fall muss dann bis auf weiteres auf das 

Kindergeld verzichtet werden, da der Bescheid nicht mehr änderbar ist.

Das FG Schleswig-Holstein hat jedoch klargestellt, dass im Falle einer 

unrichtigen Rechtsbehelfsbelehrung die generelle Einspruchsfrist von 

einem Jahr gilt. Eine Rechtsbehelfsbelehrung ist dabei bereits dann un-

richtig ist, wenn sie in einer der gemäß § 356 Abs. 1 AO wesentlichen 

Aussagen unzutreffend oder derart unvollständig oder missverständ-

lich gefasst ist, dass hierdurch bei einer objektiven Betrachtung die 

Möglichkeit zur Fristwahrung gefährdet erscheint. 

Im Urteilsfall war zwar eine Rechtsbehelfsbelehrung gegeben, jedoch 

hielt das Gericht diese für missverständlich. Auszugsweise lautet die 

Rechtsbehelfsbelehrung wie folgt: „ (…) Der Einspruch ist bei der Fa-

milienkasse X mit Sitz in Y-Stadt schriftlich einzureichen, dieser elek-

tronisch zu übermitteln oder dort zur Niederschrift zu erklären. (…)“ 

Wie es tatsächlich üblich ist, enthielt jedoch die Rechtsbehelfsbeleh-

rung keine konkrete Postanschrift der Familienkasse.

Der Bescheid selbst enthielt zwar eine Postanschrift, allerdings laute-

te diese auf die Familienkasse X mit Sitz in Z-Stadt, welche mit der 

Besucheradresse übereinstimmte. Eine Adresse der Familienkasse in 

Y-Stadt war im Bescheid nicht zu finden. 

In der Tatsache, dass die Rechtsbehelfsbelehrung jedoch auffordert, 

sich an Y-Stadt zu wenden, ohne dass der Ablehnungsbescheid zum 

Kindergeld eine Adresse aus Y-Stadt bereithält, sondern lediglich 

eine Adresse einer anderen Gemeinde, erkannte das erstinstanzliche 

Finanzgericht eine derart gravierende Unklarheit, welche insgesamt 

zu einer widersprüchlichen und damit objektiv unrichtigen Rechts-

behelfsbelehrung führt – und damit auch zu einer verlängerten Ein-

spruchsfrist von einem Jahr. 

FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 21.03.2018, 1 K 205/15

Haus mit „Inventar“ gekauft: Keine Grunderwerb-
steuer auf Einbauküche und Markisen 

Werden zusammen mit einer Immobilie gebrauchte bewegliche Ge-

genstände verkauft, wird hierfür keine Grunderwerbsteuer fällig. Dies 

gilt für Gegenstände, die werthaltig sind, und wenn keine Anhalts-

punkte für unrealistische Kaufpreise bestehen. Dies hat das Finanzge-

richt (FG) Köln entschieden.

Die Kläger hatten ein Einfamilienhaus für 392.500 Euro erworben und 

im notariellem Kaufvertrag vereinbart, dass von dem Kaufpreis 9.500 

Euro auf die mitverkaufte Einbauküche und Markisen entfielen. Das 

Finanzamt erhob auch auf diesen Teilbetrag Grunderwerbsteuer, weil 

es den für die gebrauchten Gegenstände vereinbarten Preis für zu hoch 

hielt. Den Klägern sei es nur darum gegangen, die Grunderwerbsteuer 

zu sparen. 

Hiergegen wehrten sich die Kläger erfolgreich vor dem FG Köln. Dieses 

führt in seinem Urteil aus, dass die in einem Kaufvertrag gesondert 

vereinbarten Kaufpreise grundsätzlich der Besteuerung zugrunde zu le-

gen seien. Dies gelte jedenfalls, solange keine Zweifel an der Angemes-

senheit der Preise bestünden. Das Finanzamt müsse nachweisen, dass 

für die beweglichen Gegenstände keine realistischen Verkaufswerte 

angesetzt worden seien. Insoweit handele es sich um steuerbegrün-

dende Umstände für die das Finanzamt die Feststellungslast trage. Zur 

Ermittlung des Werts seien weder die amtlichen Abschreibungstabel-

len noch die auf Verkaufsplattformen für gebrauchte und ausgebaute 

Gegenstände geforderten Preise als Vergleichsmaßstab geeignet. 

Finanzgericht Köln, Urteil vom 08.11.2017, 5 K 2938/16, rechtskräftig
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Arbeitnehmer

Absagen zur Weihnachtsfeier gehen steuerlich nicht 
zulasten der feiernden Kollegen

Absagen von Kollegen anlässlich einer Betriebsveranstaltung (hier: 

Weihnachtsfeier) gehen steuerrechtlich nicht zulasten der tatsächlich 

Feiernden. Dies stellt das Kölner Finanzgericht (FG) klar.

Die Klägerin plante Ende 2016 die Durchführung eines gemeinsamen 

Kochkurses als Weihnachtsfeier. Nach dem Konzept des Veranstalters 

durfte jeder Teilnehmer unbegrenzt Speisen und Getränke verzehren. 

Von den ursprünglich angemeldeten 27 Arbeitnehmern sagten zwei 

kurzfristig ab, ohne dass dies zu einer Reduzierung der bereits veran-

schlagten Kosten durch den Veranstalter führte.

Die Klägerin berechnete im Rahmen der Lohnversteuerung die Zuwen-

dung an die einzelnen Arbeitnehmer, indem sie die ursprünglich ange-

meldeten 27 Arbeitnehmer berücksichtigte. Demgegenüber verlangte 

das Finanzamt, dass auf die tatsächlich teilnehmenden 25 Arbeitneh-

mer abzustellen sei, sodass sich ein höherer zu versteuernder Betrag 

ergab.

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Das FG Köln entschied, 

es sei nicht nachvollziehbar, weshalb den Feiernden die vergeblichen 

Aufwendungen des Arbeitgebers für so genannte No-Shows zuzurech-

nen seien. Dies gelte im vorliegenden Fall gerade deshalb, weil die Fei-

ernden keinen Vorteil durch die Absage ihrer beiden Kollegen gehabt 

hätten. Denn nach dem Veranstaltungskonzept habe jeder Teilnehmer 

ohnehin nach seinem Belieben unbegrenzt viele Speisen und Getränke 

konsumieren dürfen.

Mit seinem Urteil stellte sich das FG Köln ausdrücklich gegen eine bun-

deseinheitliche Anweisung des Bundesfinanzministeriums an die Fi-

nanzämter (vgl. Schreiben vom 14.10.2015, IV C 5 - S 2332/15/100001). 

Das Finanzamt hat die zugelassene Revision beim Bundesfinanzhof 

eingelegt, die unter dem Aktenzeichen VI R 31/18 geführt wird.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 27.06.2018, 3 K 870/17, nicht rechts-

kräftig

Arbeitnehmerbesteuerung: Abgrenzung  
zwischen Bar- und Sachlohn bei Gewährung von 
Krankenversicherungsschutz durch Arbeitgeber

Die Gewährung von Krankenversicherungsschutz ist in Höhe der Ar-

beitgeberbeiträge Sachlohn, wenn der Arbeitnehmer aufgrund des 

Arbeitsvertrags ausschließlich Versicherungsschutz, nicht aber eine 

Geldzahlung verlangen kann. Demgegenüber wendet der Arbeitgeber 

Geld und keine Sache zu, wenn er einen Zuschuss unter der Bedingung 

zahlt, dass der Arbeitnehmer mit einem vom ihm benannten Unter-

nehmen einen Versicherungsvertrag schließt. Dies hat der Bundesfi-

nanzhof (BFH) mit zwei Urteilen entschieden.

Die Frage, ob Bar- oder Sachlohn vorliegt, ist für die Freigrenze des § 

8 Absatz 2 Satz 11 des Einkommensteuergesetzes (EStG) erheblich. 

Danach sind Sachbezüge bis 44 Euro im Kalendermonat steuerfrei. 

Für die Abgrenzung von Bar- und Sachlohn ist der auf Grundlage der 

arbeitsvertraglichen Vereinbarungen zu ermittelnde Rechtsgrund des 

Zuflusses entscheidend.

Im Fall VI R 13/16 schloss der Arbeitgeber des Klägers als Versiche-

rungsnehmer für die Mitarbeiter des Unternehmens bei zwei Versiche-

rungen (Gruppen-)Zusatzkrankenversicherungen für Vorsorgeuntersu-

chungen, stationäre Zusatzleistungen sowie Zahnersatz ab. Die für den 

Versicherungsschutz des Klägers vom Arbeitgeber gezahlten monat-

lichen Beträge blieben unter der Freigrenze des § 8 Absatz 2 Satz 11 

EStG. Der BFH bestätigte das Vorliegen von Sachlohn.

In der Sache VI R 16/17 informierte die Klägerin in einem „Mitarbeiter-

aushang“ ihre Arbeitnehmer darüber, ihnen zukünftig eine Zusatzkran-

kenversicherung über eine private Krankenversicherungsgesellschaft 

anbieten zu können. Mitarbeiter nahmen das Angebot an und schlos-

sen unmittelbar mit der Versicherungsgesellschaft private Zusatzkran-

kenversicherungsverträge ab. Die Versicherungsbeiträge wurden von 

den Mitarbeitern direkt an die Versicherungsgesellschaft überwiesen. 

Hierfür erhielten sie monatliche Zuschüsse von der Klägerin auf ihr 

Gehaltskonto ausgezahlt, die regelmäßig unter der Freigrenze des § 

8 Absatz 2 Satz 11 EStG blieben. Nach dem Urteil des BFH handelt es 

sich um Barlohn. Ein Sachbezug liege nur vor, wenn auch ein arbeits-

rechtliches Versprechen erfüllt wird, das auf Gewährung von Sachlohn 

gerichtet ist. Die Klägerin hatte ihren Arbeitnehmern letztlich nur den 
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Kontakt zu dem Versicherungsunternehmen vermittelt und bei Ver-

tragsschluss einen Geldzuschuss versprochen. Damit hatte sie ihren 

Arbeitnehmern – anders als im Fall VI R 13/16 – keinen Versicherungs-

schutz zugesagt.

Die differenzierende Betrachtung des BFH verdeutlicht laut Gericht 

die für die Arbeitgeber bestehende Gestaltungsfreiheit. Entscheidet 

sich der Arbeitgeber dafür, seinen Arbeitnehmern – wie im ersten Fall 

– unmittelbar Versicherungsschutz zu gewähren, liege zwar einerseits 

begünstigter Sachlohn vor, andererseits sei das Potential für weitere 

Sachbezüge angesichts der monatlichen Freigrenze von höchstens 

44 Euro erheblich eingeschränkt. Denn jegliche Überschreitung der 

Freigrenze führe zum vollständigen Entfallen der Steuerfreiheit. Die-

sem Risiko könne der Arbeitgeber dadurch begegnen, dass er seinen 

Arbeitnehmern – wie im zweiten Fall – lediglich einen (von vornherein 

steuerpflichtigen) Zuschuss unter der Bedingung zahlt, dass diese eine 

eigene private Zusatzkrankenversicherung abschließen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.06.2018, VI R 13/16 sowie Urteil vom 

04.07.2018, VI R 16/17

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall: Anspruch kann 
grundsätzlich tariflicher Ausschlussfrist unterworfen 
werden

Die Geltendmachung des Anspruchs auf Entgeltfortzahlung im Krank-

heitsfall nach § 3 Absatz 1 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) kann trotz 

seiner Unabdingbarkeit (§ 12 EFZG) grundsätzlich einer tariflichen Aus-

schlussfrist unterworfen werden. Eine tarifliche Ausschlussfrist ist laut 

Bundesarbeitsgericht (BAG) jedoch nach § 3 Satz 1 Mindestlohngesetz 

(MiLoG) unwirksam, soweit sie auch den während Arbeitsunfähigkeit 

nach §§ 3 Absatz 1, 4 Absatz 1 EFZG fortzuzahlenden gesetzlichen Min-

destlohn erfasst. 

Der Kläger war beim beklagten Bauunternehmen seit 2012 als ge-

werblicher Arbeitnehmer beschäftigt. Sein Stundenlohn betrug zu-

letzt 13 Euro brutto. Mit Schreiben vom 17.09.2015 kündigte die Be-

klagte das Arbeitsverhältnis ordentlich zum 31.10.2015. Nach Erhalt 

der Kündigung meldete sich der Kläger arbeitsunfähig krank und legte 

der Beklagten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vor. Während die 

Beklagte dem Kläger für den Monat September 2015 Vergütung zahl-

te, verweigerte sie die Entgeltfortzahlung für den Folgemonat. Mit 

einem der Beklagten am 18.01.2016 zugestellten Schriftsatz hat der 

Kläger von dieser Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für den Monat 

Oktober 2015 verlangt. Er hat vorgetragen, in diesem Zeitraum ar-

beitsunfähig krank gewesen zu sein und gemeint, sein Anspruch sei 

nicht verfallen. Die Ausschlussfristenregelung des für allgemeinver-

bindlich erklärten § 14 Absatz 1 des Bundesrahmentarifvertrages für 

das Baugewerbe (BRTV-Bau), wonach – zusammengefasst formuliert 

– alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, 

die mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehen, verfallen, wenn 

sie nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Fälligkeit gegenüber 

der anderen Vertragspartei schriftlich erhoben werden, sei insgesamt 

unwirksam, weil sie den Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn 

nicht ausnehme.

Das Arbeitsgericht hat die Klage bezüglich des den gesetzlichen Min-

destlohn von seinerzeit 8,50 Euro je Stunde übersteigenden Anteils 

der Forderung abgewiesen. Der Anspruch sei insoweit nach § 14 BRTV 

verfallen. Im Umfang des gesetzlichen Mindestlohns hat es der Klage 

entsprochen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten 

zurückgewiesen.

Die Revision der Beklagten hatte keinen Erfolg. Der Entgeltfortzah-

lungsanspruch des Klägers für die Zeit seiner krankheitsbedingten Ar-

beitsunfähigkeit folgt laut BAG aus §§ 3 Absatz 1, 4 Absatz 1 EFZG. 

Danach müsse der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für die Zeit, die in-

folge krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit ausfällt, das Entgelt zah-

len, das er ohne den Arbeitsausfall bei Erbringung der Arbeitsleistung 

erhalten hätte. Damit hat der Arbeitnehmer auch während der Dauer 

der Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Entgeltfortzahlung in Höhe des 

gesetzlichen Mindestlohns. Der Anspruch folge jedoch nicht unmittel-

bar aus § 1 MiLoG, weil nach dieser Bestimmung der Mindestlohn nur 

für tatsächlich geleistete Arbeit zu entrichten ist. Da der Arbeitnehmer 

im Fall der Arbeitsunfähigkeit jedoch so zu stellen sei, als hätte er ge-

arbeitet, bleibe ihm auch der Mindestlohn als untere Grenze des fort-

zuzahlenden Entgelts erhalten. Zugleich gebiete es der Schutzzweck 

des § 3 Satz 1 MiLoG, nach Maßgabe dieser Norm den Entgeltfort-

zahlungsanspruch in Höhe des gesetzlichen Mindestlohns entspre-

chend zu sichern. Das habe zur Folge, dass Vereinbarungen, welche die 

Geltendmachung des fortzuzahlenden Mindestlohns im Sinne des § 3 
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Satz 1 MiLoG beschränken, insoweit unwirksam sind. Zu solchen Ver-

einbarungen gehören laut BAG nicht nur arbeitsvertragliche, sondern 

auch tarifliche Ausschlussfristen. Anders als bei Ausschlussfristen, die 

arbeitsvertraglich in Allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart 

sind, unterlägen Tarifregelungen gemäß § 310 Absatz 4 Satz 1 BGB in-

des keiner Transparenzkontrolle.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20.06.2018, 5 AZR 377/17

Private Berufsunfähigkeitsversicherung: Was nicht 
gefragt wird, muss nicht beantwortet werden

Hat ein Unternehmen der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung in 

seinem „Gesundheitsfragebogen“ offenbar bewusst darauf verzichtet, 

bestimmte Fragen zur Gesundheit zu stellen, so muss ein Antragsteller 

darauf nicht eingehen. 

Konkret erklärte das Oberlandesgericht Karlsruhe: Ist die nur einen 

Satz umfassende Gesundheitsfrage beschränkt auf Angaben zu einem 

Tumorleiden (Krebs), einer HIV-Infektion (positiver Aids-Test), einer 

psychischen Erkrankung oder einem Diabetes mellitus (Zuckerkrank-

heit), so besteht „keine Obliegenheit, auf eine bestehende Erkrankung 

an multipler Sklerose hinzuweisen“. 

Dies gelte auch dann, wenn ein Hinweis darauf „erkennbar gefahrerhe-

bend“ gewesen wäre. 

OLG Karlsruhe, 12 U 156/16 vom 11.12.2017

Vermietung von Wohnraum an Arbeitgeber: Als  
Vermietung zu gewerblichen Zwecken zu beurteilen

Vermietet der Steuerpflichtige eine Einliegerwohnung als Homeoffice 

an seinen Arbeitgeber für dessen betriebliche Zwecke, kann er Wer-

bungskosten nur geltend machen, wenn eine objektbezogene Prog-

nose die erforderliche Überschusserzielungsabsicht belegt. Denn die 

Vermietung sei als solche zu gewerblichen Zwecken zu qualifizieren, 

hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Nach der BFH-Rechtsprechung wird bei der Vermietung zu gewerb-

lichen Zwecken die Absicht des Steuerpflichtigen, auf Dauer einen 

Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben erzielen zu wollen, 

nicht vermutet. Die zweckentfremdete Vermietung von Wohnraum 

an den Arbeitgeber zu dessen betrieblichen Zwecken hat der BFH nun 

erstmals als Vermietung zu gewerblichen Zwecken beurteilt. Er wi-

derspricht insoweit der Auffassung der Finanzverwaltung (Schreiben 

des Bundesfinanzministeriums vom 13.12.2005 IV C 3-S 2253-112/05, 

BStBl I 2006, 4).

Die Kläger sind Eigentümer eines Gebäudes, das sie im Obergeschoss 

selbst bewohnen. Eine Einliegerwohnung mit Büro, Besprechungs-

raum, Küche und Bad/WC im Erdgeschoss vermieteten sie als Home-

office des Klägers für 476 Euro monatlich an dessen Arbeitgeber. Der 

Mietvertrag war zeitlich an den Arbeitsvertrag des Klägers und an die 

Weisung des Arbeitgebers gebunden, die Tätigkeit in diesen Büroräu-

men zu betreiben. Die Kläger machten aus der Vermietung einen Wer-

bungskostenüberschuss in Höhe von 29.900 Euro geltend. Enthalten 

waren hierin Aufwendungen in Höhe von 25.780 Euro für die behinder-

tengerechte Renovierung des Badezimmers mit Dusche und Badewan-

ne. Das Finanzamt ließ die Renovierungskosten nicht zum Abzug zu. 

Das Finanzgericht (FG) hat der Klage teilweise stattgegeben.

Demgegenüber hob der BFH das Urteil des FG auf und verwies die 

Sache an das FG zurück. Aufgrund der im Mietvertrag vereinbarten 

Nutzung handele es sich nicht um die Vermietung von Wohnraum, 

sondern (zweckentfremdet) um die Vermietung zu gewerblichen Zwe-

cken, da die Räume dem Arbeitgeber zur ausschließlichen Erfüllung 

von dessen betrieblichen Zwecken überlassen wurden und der Kläger 

hinsichtlich der Nutzung dem Weisungsrecht seines Arbeitgebers un-

terlag. Zu berücksichtigen war laut BFH dabei auch die Koppelung des 

Mietvertrages an das Bestehen des Dienstverhältnisses. Das FG müsse 

nun noch feststellen, ob der Kläger einen Gesamtüberschuss erzielen 

konnte.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.04.2018, IX R 9/17

Arbeitsrecht: Wie viel Personal eingestellt werden 
soll, bestimmt das Unternehmen

Betriebsräte haben keinen Anspruch darauf, das Unternehmen dazu zu 

bringen, den für zu gering bestückten Personalschlüssel des Betriebs 

nach oben zu ändern. Dies auch dann, wenn der Betriebsrat der Mei-

nung ist, dass das vorhandene Personal unter einer erheblichen Über-

belastung ächzt. 
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Hier zu Lasten der Personalvertretung einer Klinik entschieden, nach-

dem eine Einigungsstelle eingesetzt worden war, deren Votum aber 

vom Gericht nicht anerkannt wurde. Sie dürfe keine Feststellungen zu 

einer möglichen Überforderung des Personals treffen.

LAG Schleswig-Holstein, 6 TaBV 21/17 vom 25.04.2018

Lohnsteuerpauschalierung: Nicht bei  
Gehaltsumwandlung

Eine pauschale Lohnversteuerung von Zuschüssen des Arbeitgebers 

zu Fahrtkosten und Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Inter-

netnutzung ist nur zulässig, wenn diese Leistungen zusätzlich zum ur-

sprünglich vereinbarten Bruttolohn erbracht werden.

Dies stellt das Finanzgericht (FG) Düsseldorf klar.

Der Kläger hatte im Jahr 2011 mit seinen unbefristet angestellten Ar-

beitnehmern neue Lohnvereinbarungen getroffen und sich darin ver-

pflichtet, einen Zuschuss für die Nutzung des Internets und für Fahrten 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zu leisten. Der Zuschuss sollte 

nicht unter den Freiwilligkeitsvorbehalt fallen. Der Bruttoarbeitslohn 

wurde zugleich jeweils um den Zuschussbetrag reduziert. Im Jahr 2014 

traf der Kläger mit seinen Arbeitnehmern eine Änderungsvereinba-

rung, wonach die Zuschüsse rein freiwillig geleistet wurden.

Das beklagte Finanzamt meinte, dass die vom Kläger für die geleis-

teten Zuschüsse durchgeführte Lohnsteuerpauschalierung zu Unrecht 

erfolgt sei und erließ einen Lohnsteuerhaftungs- und Nachforderungs-

bescheid. Eine Pauschalierung komme nur dann in Betracht, wenn die 

Zuschüsse zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt 

würden. Im Streitfall lägen hingegen schädliche Gehaltsumwandlun-

gen vor.

Die dagegen gerichtete Klage ist ohne Erfolg geblieben. Das FG hat 

die Pauschalbesteuerung der geleisteten Zuschüsse abgelehnt und zur 

Begründung ausgeführt, dass die beiden relevanten Lohnbestandteile 

nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt wor-

den seien.

Für die Jahre 2011 bis 2013 scheitere eine Pauschalversteuerung be-

reits daran, dass den betroffenen Arbeitnehmern ein arbeitsrechtlicher 

Anspruch auf die fraglichen Leistungen zugestanden habe. In der ers-

ten Änderungsvereinbarung aus dem Jahr 2011 sei ausdrücklich verein-

bart worden, dass die Zuschüsse nicht unter den Freiwilligkeitsvorbe-

halt fallen.

Ab dem Jahr 2014 hätten die Arbeitnehmer wegen der neu getroffe-

nen Freiwilligkeitsvereinbarung zwar keinen Rechtsanspruch auf die 

Leistung der Zuschüsse gehabt. Der Pauschalbesteuerung stehe aber 

entgegen, dass gegenüber der ursprünglichen Lohnvereinbarung kein 

„Mehr“ an Arbeitslohn hinzugekommen sei. Das Kriterium der Freiwil-

ligkeit sei für die Anwendung der Pauschalbesteuerung nicht allein ent-

scheidend. Es müsse eine Zusatzleistung zu dem bisherigen Arbeitslohn 

hinzukommen. Mit dem Tatbestandsmerkmal «zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn» solle die Umwandlung von Arbeitslohn in 

pauschal besteuerte Leistungen ausgeschlossen werden.

Im Streitfall sei im Jahr 2014 eine Umwandlung von verbindlichen in 

freiwillige zweckgebundene Zusatzleistungen erfolgt. Es sei offenbar 

bezweckt worden, eine günstigere steuerliche Behandlung des bereits 

vereinbarten Arbeitslohns zu erreichen. Es handele sich daher um eine 

für die Pauschalbesteuerung (schädliche) Gehaltsumwandlung.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das FG hat die Revision zum 

Bundesfinanzhof wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache 

und zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zugelassen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 24.05.2018, 11 K 3448/15 H(L), 

nicht rechtskräftig


